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Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

Bekanntmachung über Endverbleibsdokumente
nach § 17 Absatz 2 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV)

vom 12. Februar 2002

I. Vorbemerkungen

Diese Bekanntmachung ersetzt die Bekanntmachung vom 9. Dezember 1997 (BAnz. Nr. 34 a
vom 19. Februar 1998). Die Rechtsgrundlagen für die Anforderung von Endverbleibs-
dokumenten bei genehmigungspflichtigen Ausfuhren aus der EU sind Art. 6 Abs. 2 der EG-Ver-
ordnung (EG-VO) Nr. 1334/2000 (vgl. ABl. EG Nr. L 159 S. 1) und § 17 Abs. 2 AWV in der
Fassung des Artikels 1 Nr. 15 Buchstabe c und d der Einundfünfzigsten Verordnung zur Än-
derung der AWV vom 13. September 2000 (BAnz. S. 18 577) und des Artikels 43 Nr. 3 des
Gesetzes über die Zusammenlegung des Bundesamtes für Wirtschaft mit dem Bundesausfuhramt
vom 21. Dezember 2000 (BGBl. 2000 S. 1956). Nach § 21 AWV gilt die Vorschrift ent-
sprechend für genehmigungspflichtige Verbringungen in andere EU-Staaten.

§ 17 Abs. 2 AWV lautet entsprechend:
„Dem Antrag auf Genehmigung der Ausfuhr von Gütern, die in Teil I der Ausfuhrliste
(Anlage AL) genannt sind, sind Dokumente zum Nachweis über den Endempfänger, den
Endverbleib und den Verwendungszweck beizufügen. Das Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) kann auch andere als die in Satz 1 genannten Dokumente zum
Nachweis des Verbleibs der Güter verlangen. Bei bestimmten Ländern kann das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) eine Internationale Einfuhrbescheini-
gung (International Import Certificate) des Bestimmungslandes anerkennen. Das Nähere
bestimmt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) durch Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger.“

Die Neuregelung ist aufgrund der Novellierung von Rechtsvorschriften und Richtlinien zum Ex-
portkontrollrecht notwendig. Am 28. September 2000 trat die EG-VO Nr. 1334/2000 in Kraft.
Dies bedingte eine Anpassung der AWV; u.a. wurde der Güterbegriff der EG-VO in § 17 Abs.
2 AWV übernommen. Außerdem hat die Bundesregierung am 19. Januar 2000 die Politischen
Grundsätze für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern (im Folgenden Politi-
sche Grundsätze genannt) neugefasst (vgl. Veröffentlichung vom 28. Januar 2000, BAnz. S.
1299). Dies spiegelt die Haltung der Bundesregierung wider, die Rüstungsexportpolitik restriktiv
zu gestalten. Hierin wird dem Endverbleib des auszuführenden Gutes größere Bedeutung als bis-
her beigemessen. Als weiteres Kriterium bei der Prüfung der Genehmigungsfähigkeit von Rüs-
tungsexporten dient besonders die Beachtung der Menschenrechte im Endverbleibsland. Ent-
sprechend den Bestimmungen im EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren vom 8. Juni 1998
(in o.g. Veröffentlichung mit abgedruckt) sollen Genehmigungen für Exporte von Kriegswaffen
und sonstigen Rüstungsgütern nicht erteilt werden, wenn hinreichender Verdacht besteht, dass
diese zur internen Repression oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen Menschen-
rechtsverletzungen missbraucht werden. Diesen Entwicklungen muss bei den Anforderungen an
die Endverbleibsdokumente Rechnung getragen werden.
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II. Endverbleibsdokumente

Endverbleibsdokumente sind private oder amtliche Endverbleibserklärungen (EVEen) oder In-
ternational Import Certificates (ICs). In Kapitel III. - Vorlagepflicht von Endverbleibs-
dokumenten - wird dargelegt, mit welchen Dokumenten der Nachweis des Endverbleibs zu
führen ist.

1. Private EVE

Bei der privaten EVE handelt es sich um die Erklärung eines privaten Endverwenders, die An-
gaben über die zu liefernden Güter, über deren Endbestimmungsland und deren konkreten Ver-
wendungszweck und eine Reexportklausel enthält.

Eine private EVE ist vorzulegen, wenn die Güter an eine Person des Privatrechts, z.B. an ein pri-
vates Unternehmen oder an einen Händler, geliefert werden. Private EVEen werden nur aner-
kannt, wenn sie auf einem originalen Briefbogen der Firma ausgestellt und handschriftlich unter-
zeichnet sind. Dabei ist unter die Unterschrift der Name des Unterzeichners deutlich lesbar, z.B.
in Druckbuchstaben oder mit Stempel zu setzen. Bei einschlägigen Sachverhalten ist eine Erklä-
rung aufzunehmen, dass das exportierte Gut nicht für Menschenrechtsverletzungen missbraucht
wird.

2. Amtliche EVE

Bei der amtlichen EVE handelt es sich um eine Erklärung des amtlichen Endverwenders. In den
inhaltlichen Anforderungen unterscheidet sie sich nicht von der privaten EVE.

Eine amtliche EVE ist vorzulegen, wenn die Güter an einen amtlichen Endverwender geliefert
werden, also der Empfangsstaat selbst direkter oder mittelbarer Abnehmer der Güter ist, etwa
weil die Güter an seine Streitkräfte ausgeliefert werden oder zwar für ein privates Rüstungsunter-
nehmen bestimmt sind, dieses die Güter aber im Auftrag der Streitkräfte weiterverarbeiten soll.

Eine amtliche EVE liegt auch vor, wenn eine private EVE durch eine staatliche oder staatlich er-
mächtigte Stelle bestätigt wird, wie es etwa bei Ausfuhren von Gütern der Fall ist, die vom Che-
miewaffenübereinkommen (CWÜ) erfasst werden, vgl. CWÜ-Bekanntmachung Nr. 2 vom 4.
April 1997 (BAnz. S. 4901).

3. IC

Bei dem IC handelt es sich um ein mittels amtlichen Vordrucks von einer staatlichen oder staat-
lich ermächtigten Stelle ausgestelltes Endverbleibsdokument. Es kann zwischen nachfolgenden
ICs unterschieden werden:

3.1 Mit dem herkömmlichen IC ("klassisches IC") erklärt der Empfangsstaat, dass die Güter ab
dem Grenzübertritt seinen Exportkontrollvorschriften unterliegen, so dass auch ein sich gegebe-
nenfalls anschließender Reexport nach diesen Vorschriften behandelt wird. Dieses IC wird von
folgenden Ländern ausgestellt: Australien, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechen-
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land, Großbritannien, Hongkong, Irland, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Singapur, Spanien, Türkei,
USA.
3.2 In den vergangenen Jahren wurde der das IC-Verfahren anwendende Länderkreis erweitert.
Dabei wurden auch ergänzende Angaben in das IC aufgenommen, indem neben der Zusicherung
des Empfangslandes, die Güter entsprechend seinen Bestimmungen zu kontrollieren, der End-
verwender und zum Teil die spezielle Endverwendung genannt werden müssen ("neues IC").
Dieses IC wird von folgenden Ländern ausgestellt: China ("Importer Statement on End-User
and End-Use"), Polen, Slowakische Republik, Tschechische Republik und Ungarn.

III. Vorlagepflicht von Endverbleibsdokumenten

1. Grundsatz

Endverbleibsdokumente sind grundsätzlich für alle Ausfuhren gelisteter Güter des Teils I der
Ausfuhrliste (AL) vorzulegen, § 17 Absatz 2 AWV. Nach § 21 AWV gilt dies entsprechend für
die Verbringung genehmigungsbedürftiger Güter.

Bei der Beantragung von Genehmigungen für nicht von der AL erfasste Güter ist die Vorlage von
Endverbleibsdokumenten keine Zulässigkeitsvoraussetzung. Jedoch behält sich das Bundesamt
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) im Einzelfall vor, entsprechende Endverbleibsdo-
kumente anzufordern (§ 26 des Verwaltungsverfahrensgesetzes). Dies gilt auch für die Beantra-
gung einer Genehmigung für technische Unterstützung nach den §§ 45 ff. AWV.

2. Güterarten

2.1 Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter (Teil I Abschnitt A der AL)

Bei der Endverbleibssicherung unterscheiden die Politischen Grundsätze im Wesentlichen zwi-
schen Kriegswaffen und kriegswaffennahen Rüstungsgütern einerseits und sonstigen Rüstungs-
gütern andererseits.

Für Kriegswaffen im Sinne der Kriegswaffenliste ist neben der Genehmigung nach § 5 Abs. 1
bzw. 7 Abs. 1 AWV eine Genehmigung nach den Bestimmungen des Kriegswaffenkontrollge-
setzes beim zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Referat VB3, einzu-
holen, das in diesen Fällen das Verfahren bzgl. der Endverbleibssicherung durchführt und die
vorzulegenden Endverbleibsdokumente formell und inhaltlich prüft.

Im Folgenden werden nur die AWV-Regularien für Güter des Teils I Abschnitt A der AL dar-
gelegt.

2.1.1 Kriegswaffen und kriegswaffennahe Rüstungsgüter (im Sinne der Politischen Grundsätze):

Bei Verbringungen und Ausfuhren von

- Kriegswaffen,
- sonstigen Rüstungsgütern, die nach Umfang oder Bedeutung für eine Kriegswaffe
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  wesentlich sind, und
- kriegswaffennahen sonstigen Rüstungsgütern, die im Zusammenhang mit einer
  Lizenzvergabe stehen, d. h. Anlagen und Unterlagen zur Herstellung von
  Kriegswaffen,

ist die Vorlage einer amtlichen EVE notwendig, die ein Reexportverbot mit Erlaubnisvorbehalt
enthält.

Die bisherigen Verfahren für regierungsamtliche oder anerkannte industrielle Kooperationen
werden beibehalten.

2.1.2 Sonstige Rüstungsgüter (im Sinne der Politischen Grundsätze)

Für Verbringungen oder Ausfuhren aller übrigen „sonstigen Rüstungsgüter“ im Sinne der Politi-
schen Grundsätze ist im Hinblick auf Endverbleibsdokumente zwischen den EU-/NATO-Staaten
und den diesen gleichgestellten Ländern (Australien, Japan, Neuseeland, Schweiz) einerseits und
den übrigen Ländern andererseits zu unterscheiden.

Bei der ersten Ländergruppe ist unter einem Warenwert von EUR 5.000 grundsätzlich kein
Endverbleibsdokument vorzulegen. Ab einem Warenwert von EUR 5.000 bis zu EUR 125.000
besteht die Wahl zwischen der Vorlage einer EVE oder eines ICs. Über einem Warenwert von
EUR 125.000 ist bei Lieferungen an einen privaten Empfänger neben der EVE auch - also ku-
mulativ - ein IC vorzulegen; es sei denn, die Lieferung ist für Frankreich, Großbritannien, Italien,
Schweden oder Spanien bestimmt; hier reicht die Vorlage der privaten EVE aus.

In begründeten Einzelfällen kann das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)
von den o.g. Befreiungen zugunsten der ersten Ländergruppe abweichen und statt einer privaten
EVE oder eines ICs eine amtliche EVE einfordern.

Bei der zweiten Ländergruppe sind amtliche EVEen vorzulegen.

Bei beiden Ländergruppen ist für Technologie und Software immer eine EVE vorzulegen.

Auch für die sonstigen Rüstungsgüter gilt, dass die Verfahren für regierungsamtliche oder aner-
kannte industrielle Kooperationen beibehalten bleiben.

Sonderregelungen bestehen für den Bereich der Hand- und Faustfeuerwaffen (Pos. 0001 u.
0003 des Teils I Abschnitt A der AL), die beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA), Referat 213, erfragt werden können.

2.2 Güter der Liste sonstiger Güter (Teil I Abschnitt B der AL)

Bei der Lieferung von in Position 0101 des Teils I Abschnitt B der AL erfassten Gütern muss ei-
ne EVE mit Reexportverbot ohne Erlaubnisvorbehalt vorgelegt werden. Darin ist stets ausdrück-
lich zu vermerken, dass die Güter nicht zu Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden.
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2.3 Güter mit doppeltem Verwendungszweck (Anhang I der EG-VO 1334/2000 und
      Teil I Abschnitt C der AL)

Innerhalb der EU besteht für die Verbringung von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck
("Dual use-Güter") grundsätzlich keine Vorlagepflicht für Endverbleibsdokumente. Ausnahmen
gelten für die nach § 7 Abs. 2 AWV genehmigungspflichtigen Verbringungen mit anschließender
(Weiter-)Ausfuhr und für Verbringungen nach Art. 21 Abs. 1 EG-VO 1334/2000. Für Verbrin-
gungen nach § 7 Abs. 2 sind vom Endbestimmungsland Endverbleibsdokumente vorzulegen.
Dies kann auch in Form einer Kopie des Endverbleibsdokumentes erfolgen. Für Verbringungen
nach Art. 21 Abs. 1 EG-VO 1334/2000 sind EVEen vorzulegen. Dies gilt nicht für Güter der
Kategorie 0 des Anhangs I der EG-VO 1334/2000; hier besteht in der Regel keine Vorlage-
pflicht.

Für Ausfuhren nach Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Norwegen, Polen, Schweiz,
Tschechische Republik, Ungarn und USA erübrigt sich aufgrund der Allgemeinen Ausfuhrge-
nehmigung der Gemeinschaft Nr. EU001 in aller Regel das Einzelgenehmigungsverfahren und
damit auch die Vorlage eines Endverbleibsdokumentes. Nur soweit die Allgemeine Ausfuhrge-
nehmigung der Gemeinschaft Nr. EU 001 keine Anwendung findet, ist für Ausfuhren in den von
ihr erfassten Länderkreis ein IC vorzulegen. Für Ausfuhren in die Slowakische Republik ist e-
benfalls ein IC vorzulegen. In begründeten Einzelfällen kann auch eine EVE anerkannt werden.

Für Ausfuhren nach China ist das unter Kapitel II Nr. 3.2 genannte IC vorzulegen.

Für Ausfuhren nach Hongkong, Singapur und die Türkei ist ein IC bei den Gütergruppen vorzu-
legen, die von den Wassenaar- und MTCR-Nichtverbreitungsregimen (vgl. Nr. 9 der Vorbe-
merkung zur AL) kontrolliert werden; im übrigen ist eine EVE vorzulegen.

Für Ausfuhren in alle sonstigen Länder ist immer eine EVE vorzulegen.

Für die Ausfuhr von Technologie (Gattung E der AL) ist immer eine EVE vorzulegen.

Sofern die auszuführenden Güter vom CWÜ erfasst sind und in Nicht-CWÜ-Vertragsstaaten
geliefert werden, bedarf es einer amtlich bestätigten EVE, vgl. oben Kapitel II
Nr. 2. Ausnahmen nach Kapitel IV kommen nicht in Betracht.

IV. Ausnahmen von der Vorlagepflicht

1. Gesetzliche Befreiungstatbestände/Allgemeine Genehmigungen

Es bedarf keiner Endverbleibsdokumente, wenn das Exportvorhaben nicht genehmigungspflichtig
ist, weil es unterhalb der gesetzlich normierten Wertgrenze bleibt oder ein Befreiungstatbestand
nach der AWV gegeben ist.

Auch bei Inanspruchnahme einer Allgemeinen Genehmigung entfällt die Vorlage von End-
verbleibsdokumenten, da ein Antragsverfahren nicht durchgeführt wird. Die Endverbleibs-
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sicherung ist in diesen Fällen durch innerbetriebliche Maßnahmen zu dokumentieren (vgl. Ne-
benbestimmungen zu den Allgemeinen Genehmigungen).

2. Fallgruppen des § 17 Abs. 4 AWV

Nach § 17 Abs. 4 AWV kann das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) auf
die Vorlage von Endverbleibsdokumenten verzichten, wenn die in Art. 8 EG-VO 1334/2000
und in § 7 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes genannten Belange nicht gefährdet werden.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) behält sich vor, die nachfolgend
genannten Befreiungen von der Vorlagepflicht generell zu beschränken oder ganz aufzuheben. Im
übrigen sind im Einzelfall Rückausnahmen möglich, d. h. Endverbleibsdokumente sind trotz des
Ausnahmekatalogs vorzulegen, wenn die Vorlage wegen kritischer Anhaltspunkte zum Zwecke
der Endverbleibssicherung notwendig ist. Zur Klarstellung sei darauf hingewiesen, dass Erleich-
terungen bei der Vorlage von Endverbleibsdokumenten den Antragsteller nicht von seiner Pflicht
entbinden, die Antragsvordrucke für Ausfuhr-/ und Verbringungsgenehmigungen umfassend und
wahrheitsgemäß auszufüllen, insbesondere hinsichtlich der Frage der Weiterlieferungen.

2.1 Allgemeine Befreiungen für gelistete Güter

Grundsätzlich wird auf die Vorlage von Endverbleibsdokumenten in folgenden Fällen verzichtet:

2.1.1 Güter werden nur vorübergehend exportiert, z. B. auf eine Auslandsmesse. Dies gilt nicht,
wenn die Güter im Empfangsland längerfristig der bestimmungsgemäßen Verwendung zugeführt
werden. Zum Beispiel werden Leasing-Geschäfte im Sinne der Exportkontrolle als endgültige
Ausfuhr gewertet.

2.1.2 Güter werden nach ihrer Einfuhr ins Wirtschaftsgebiet ohne Änderung der ursprünglichen
Leistungsmerkmale wieder zurückgeführt (Reexport derselben Güter) oder an ihrer Stelle andere
Güter gleicher Menge und Beschaffenheit exportiert (Austauschlieferung des ursprünglichen Ex-
porteurs); in diesem Fall sind im Genehmigungsantrag die Nummer der Genehmigung für die ur-
sprüngliche Lieferung anzugeben und die Verzollungspapiere bei der Wiedereinfuhr vorzulegen.

2.1.3 Technologieinformationen werden zu Angebotszwecken in EU-Staaten oder Länder des
Anhangs II Teil 3 der EG-VO 1334/2000 verbracht oder ausgeführt. Die einschränkenden Vor-
aussetzungen zur Nutzung dieser Befreiung können beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) erfragt werden.

2.2  Zusätzliche Befreiungen für „sonstige Rüstungsgüter“ (vgl. Kapitel III Nr. 2.1.2.)

2.2.1  Handelt es sich bei dem sonstigen Rüstungsgut um eine Zulieferung, die im Empfangsland
weiterverarbeitet wird, und ist bekannt, dass das Fertigprodukt anschließend in ein weiteres
Land exportiert werden soll, ist grundsätzlich ein Endverbleibsdokument seitens dieses Endbe-
stimmungslandes zu beschaffen, das Auskunft über das  Fertigprodukt gibt. Ausnahmsweise
reicht die Vorlage eines Endverbleibsdokumentes des verarbeitenden Empfangslandes über das
zugelieferte Rüstungsgut aus, wenn dieses Rüstungsgut
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- in einem Empfangsland be- oder verarbeitet wird, welches ein EU-/NATO-Staat oder ein
diesem gleichgestelltes Land (Australien, Japan, Neuseeland, Schweiz) ist, und der Anteil
der deutschen Zulieferung nicht ca. 20 % des Wertes des anschließend zu exportierenden
Fertigproduktes überschreitet, oder

- in einem Empfangsland be- oder verarbeitet wird, das in dem vorstehend genannten Län-
derkreis nicht aufgeführt ist, und der Anteil der deutschen Zulieferung nicht ca. 10% des
Wertes des anschließend zu exportierenden Fertigproduktes überschreitet.

Diese Befreiung  gilt nicht bei

- Lieferungen von Panzermotoren und Panzergetriebe (keine "sonstigen" Rüstungsgüter) ,

- Lieferungen aus dem Empfangsland in Länder der Länderliste K oder in Länder, denen ge-
genüber ein Embargo für Rüstungsgüter des Teils I A der AL besteht,

- Lieferungen für den Bereich der A-/B-/C-Waffen oder der Trägertechnologie

2.2.2 Auf die Vorlage von Endverbleibsdokumenten für Exporte von Rüstungsgütern des Teils I
Abschnitt A der AL in einen EU-/NATO-Staat oder in ein diesem gleichgestelltes Land (Austra-
lien, Japan, Neuseeland, Schweiz) bei einem Warenwert von weniger als EUR 5.000.- wird ver-
zichtet, vgl. bereits Kapitel III. Nr. 2.1.2. Diese Freistellung gilt nicht für Technologieunterlagen
und Software. Für Exporte von Rüstungsgütern in ein anderes als die vorgenannten Länder be-
steht keine wertabhängige Ausnahme von der Pflicht zur Vorlage eines Endverbleibsdokumen-
tes.

2.3. Zusätzliche Befreiungen für Dual use-Güter (vgl. Kapitel III Nr. 2.3)

Auf die Vorlage von Endverbleibsdokumenten für Ausfuhren von Dual use-Gütern des Anhangs
I Kennung 001-099 (Wassenaar-Arrangement) der EG-VO 1334/2000 unterhalb eines Wertes
von EUR 10.000.- wird unabhängig vom Länderkreis verzichtet. Diese Freistellung gilt nicht für
Technologieunterlagen und Software. Für Ausfuhren von anderen Dual use-Gütern (Teil I Ab-
schnitt C der AL) besteht keine wertabhängige Ausnahme von der Pflicht zur Vorlage eines
Endverbleibsdokumentes.

Für Verbringungen von Gütern der Kategorie 0 des Teils I Abschnitt C der AL ist die Vorlage
eines Endverbleibsdokumentes in der Regel entbehrlich, vgl. Kapitel III Nr. 2.3.

V. Muster der privaten bzw. amtlichen Endverbleibserklärungen

Die in der Anlage abgedruckte Sammlung enthält die Mustertexte für EVEen.

1. EVEen für gemäß § 5 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 AWV genehmigungspflichtige Ausfuhren und
Verbringungen von Rüstungsgütern (Teil I Abschnitt A der AL):
- Anlage 1: Einzelabnehmer-EVE für Kriegswaffen und kriegswaffennahe Rüstungsgü-

                ter des Teils I Abschnitt A der AL (ohne Technologie)
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- Anlage 2: Einzelabnehmer-EVE für sonstige Rüstungsgüter des Teils I Abschnitt A
                     der AL  (ohne Technologie)

- Anlage 3: Einzelabnehmer-EVE für Technologie von Kriegswaffen und kriegswaffen-
                     nahen Rüstungsgütern des Teils I Abschnitt A der AL

- Anlage 4: Einzelabnehmer-EVE für Technologie von sonstigen Rüstungsgütern des
                     Teils I Abschnitt A der AL

Bei den Endverbleibserklärungen für Güter des Teils I Abschnitt A der AL wurde gemäß den
Politischen Grundsätzen unterschieden zwischen „Kriegswaffen und kriegswaffennahen Rüs-
tungsgütern“ - siehe oben Kapitel III Nr. 2.1.1. - (Anlage 1 und 3) und „sonstigen Rüstungsgü-
tern“ - siehe Kapitel III Nr. 2.1.2. - (Anlage 2 und 4). Anlagen 1 und 3 unterscheiden sich von
den Anlagen 2 und 4 hinsichtlich der Reexportklausel.

2. EVEen für gemäß § 5 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 AWV genehmigungspflichtige Ausfuhren und
Verbringungen von Position 0101 des Teils I Abschnitt B der AL:
- Anlage 5: Einzelabnehmer-EVE für Position 0101 des Teils I Abschnitt B der AL
- Anlage 6: Händler-EVE für Position 0101 des Teils I Abschnitt B der AL

Wegen der Gefahr, dass die in Position 0101 des Teils I Abschnitt B der AL genannten Güter zu
Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden, hat der Empfänger der Güter eine Versiche-
rung abzugeben, dass dies nicht der Fall sein wird.

3. EVEen für die nach Art. 3 EG-VO 1334/2000, § 5 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 AWV geneh-
migungspflichtigen Ausfuhren und Verbringungen von Dual use-Gütern (Teil I Abschnitt C der
AL):
- Anlage 7: Einzelabnehmer-EVE für Güter des Teils I Abschnitt C der AL

              (ohne Technologie)
- Anlage 8: Einzelabnehmer-EVE für Technologie des Teils I Abschnitt C der AL
- Anlage 9: Händler-EVE für Güter des Teils I Abschnitt C der AL

               (ohne Technologie)

4. EVE für nach Art. 21 Abs. 1 EG-VO 1334/2000 genehmigungspflichtige Verbringungen von
Gütern des Anhangs IV der EG-VO 1334/2000:
- Anlage 10: EVE für Verbringungen nach Art. 21 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang IV EG-

VO 1334/2000

5. EVEen für Sammelausfuhrgenehmigungen:
- Anlage 11: EVE für eine Sammelausfuhrgenehmigung von Gütern des Teils I Ab-
                         schnitt C der AL für EU-Mitgliedstaaten und in Anhang II Teil 3
                         EG-VO 1334/2000 genannte Länder
- Anlage 12: EVE für eine Sammelausfuhrgenehmigung von Gütern des Teils I Ab-
                          schnitt C der AL für sonstige Länder

Anlage 11 unterscheidet sich von Anlage 12 hinsichtlich der Reexportklausel. Bei Anlage
11 wird die Reexportgenehmigung von der Behörde des Empfangslandes erteilt.



- 9 -

VI. Hinweise zur Wareneingangskontrolle

Der Exporteur hat eine Wareneingangsbescheinigung beim Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) vorzulegen, wenn die Genehmigung mit einer entsprechenden Auflage er-
teilt wurde. Zum Nachweis des tatsächlichen Eingangs der Güter im Importstaat dienen private,
zollamtliche oder staatliche Wareneingangsbescheinigungen.

Private Wareneingangsbescheinigungen werden vom (End-)Empfänger der Güter und zoll-
amtliche Wareneingangsbescheinigungen von der zuständigen Zollbehörde im Empfangs-
/Bestimmungsland ausgestellt. Sie beziehen sich in der Regel auf EVEen. Staatliche Wa-
reneingangsbescheinigungen (Delivery Verification Certificates; DVCs) korrespondieren mit ICs.
Die Ausstellung erfolgt in der Regel durch die Behörde, die auch für die Ausstellung von ICs zu-
ständig ist.

Auskünfte:
Auskünfte zu den Einzelheiten der Vorlagepflicht von Endverbleibsdokumenten erteilen folgende
Referate des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Frankfurter Straße 29-
35, 65760 Eschborn, Telefon: 06196/908-0, Telefax 908-916:
Referat 211 für Grundsatzfragen
Referat 213 für Rüstungsgüter
Referat 321 für Dual use-Güter

Eschborn, den 12. Februar 2002
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Im Auftrag

    S i m o n s e n

Systemverwaltung



